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1. Gesetze und Verordnungen 

-l .. Geset~:.zl:lr Anderu~g der Kirchensteuerordung 
der· Evangelisch-lutherischen Kirche . · 

···::·. :· im Hamburgischen Staate· 

·;.~ D.e.r Kirchenrat verkünidet hiermit ·das von der Sy­
n~de, ani 15 .. November 1962 beschlossene Gesetz: 

Artikel 1 

Die · Kirchertsteueror.dnung der Evan1g.elisch-luthe­
- rischen Kii-~he im Hamhurgischen Staate vom 18. März 

1947 in :der Fass.uh:g vom 12. März 1959 (GVM S. 28) 
W:jrd· :w.ie folgt geändert: 

~-~. § 3 ~~häl~;folgende Überschrift: 

§ 3 

::, ~Kirchensteuerpflicht bei konrfessioris- oder gl~u­
:~ensverschiedenen Ehen. 

2. § 3 A1bsatz 1 erhält fol.genide Fassung: 

(1) Gehört ein Ehegatte -der Evan:gelisch-Juthe­
rischen .Kirche im Hamburigischen Staate und der 
and·ere· ·.-Ehegatte einer Römisch-katholischen Ge­
meinde an (kon.fe.ssionsvers~hiedene Ehe) oder ge­
hört nur ein Ehegatte -der Evan1gel.isch-lutherischen 
Kirche od~r einer Römisch„kathölischen Gemeinde 

· ·an (glaubensverschiedene Ehe), so wird idie Kir;. 
· che-nsteuer für jeden kirchensteuerpfHchti.gen Ehe-
.gatten erhoben, · 

·:·>• ··ä) -wen:n die Ehegatten zur Einikommensteuer zu­
:.·. ·sammenver·anlagt werden, nach der Hälfte der 

Einkommensteuer, 

b) wen.n -die Ehegtten zur Einkommensteuer ge­
trennt veranlagt werden, nach der. Hälfte der 
zusammengerechneten· Einkommensteuer beider 
Ehegatten, 

c) wenn ein Ehegatte lohnsteuerpflichtig ist, n-ach 
-der HäHte der Lo1hnsteuer dieses Ehegatten~ 
oder wenn beide Ehegatten lohnsteuerpfüchtig 
sind, na.ch der Hälfte der Lohnsteuer jedes Ehe­
gatten. 

3. § 3 Absatz 4 fällt fort~ 

4. § 11 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

(1) \Vird die Zugehörigkeit ·zur Evan1geHsch-luthe­
rischen I~irche im Hamburig.ischen Staate oder ein.er 
Römisch-katholischen Gemeinide in Hamburg im 
laufe ·· des Kirchensteuerjahres be:gründet (z. B. 
durch Eintriitt oder Zuzug), so bieginnt die Kirchen­
steuerpfHcht nach AbLauf -des Kalendermonats, in 
dem die Zugehörigkeit begründet worden ist. Hört 
die Zugehör.igkeit durch Tod oder Wegzug auf, so 
endet die Kirchensteuerpfücht mit dem A1blauf. des 
Kalendermonats, .in dem· ·die zu:gehör-igke<it we.g­
gefallen ist. 

5. § 11 erhält folgen,den Absatz 2: 

(2) Im Falle des Austritts aus der Kirche 1endet 
die Kirchensteuerp.flicht nach den jeweils gelten-· 
den landesrechtlichen Bestimmungen . 

6.. In § 12 Absatz 1 wfod hinter Satz zwei folgender 
Satz eingefügt: 

Für Kirchensteuerp-flichti.ge .im Gebiet ide·r Kirchen-
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gemein1den in Cuxhaven und Geesthacht ist der Ein­
spruch beim Landeskirchenamt Hambur.g -ein:zu-
1egen. -

7. In. § 12 Absatz 1 wird der Wortlaut von: ,,Die 
Rechtsmittelfrist ·beträgt . . . " Absatz 2. Der bis­
herige Absatz 2 wfr.d Ahsatz 3. 

8. § 1i Abs.atz 3 fällt fort. 

Artikel 2 

Artikel 1 Ziffer 1, 2 und 3 dieses Gesetzes tritt erst­
malig in. Kr-aft he.i der Veranlagung ·der Kirchensteuer 
un:d Erhebung der Kirchensteuer im Lohnabzugsver­
fahren für .das Kalenderjahr 1963. 

Artikel 3 

Der Kirchenrat wird ermächtigt, den W ortl.aut der 
Kirchensteueror•dnu.n:g in -der N eu.f.assiun1g hekanntzu- -
machen. 

Hamburg, den 3. Dezember 1962 

(450) 

Der Kirchenrat 

D Witt e 

2. Bekanntmachung der Kirchen­
steuerordnung in der Fassung vom 3. Dezember 1962 -

Auf Grund Artikel 3 des Gesetzes zur Ände­
rung der Kirchensteuerovdn1ung der Evangelisch-luthe­
rischen K.irche im Hamhurgischen Staate vom 3. De• 
zember 1962 wird nachstehend der ·Wortlaut der Kir­
chensteueror.dn1mg unter Berücksichtiigung des Ge­
setze~ zur Änderung der Kirchensteu-eror-dnung vom 

-3.- Dez~mber 1962 bekanntgemacht. 

Hamburg, -den 3. Dezember 1962 

Kirchensteuerordnung 

Der Kirchenrat 

D Witte 

der Evangelisch-lutherischen Kirche, 
im Hamburgischen Staate 

vom 18. März 1947 
in der Fassung vom 3. Dezember 1962 

§ 1 

Bemessungsgrundlage 

(1) Die Kirchensteuer wird als Zuschbg in Form 
eines Hundertsatzes zur Einkommensteuer (Lohn­
steuer) oder n.ach Maßgabe des Einkommens erhöben. 

(2) Die Kirchensteuer wird als Zuschlag in Form 
eines H und·ertsatzes zur Vermö:gensteuer erhoben, 
wenn dieser einen höheren als nach Absatz 1 zu er­
hebenden Kirchenisteuerbetra.g ergibt. 

§ 2 

Hundertsatz 
(1) Der Hunidertsa.tz der Kirchensteuer wfr.d von 

der Synode bzw. vom Vorstand der Röni.isch-katho­
Hschen Gemeinde in Hamhur·g festgesetzt. 

(2) Für die Kirchensteuer kann von ·der Synode 
bzw. vom Vorstand der RömJsch-kathoHschen Ge­
meinde in Hamburg ein Min:destbetr.ag unid ein•e 
Höchstgrenze festgesetzt werden. 

§ 3 

Kirchensteuerpflicht 

bei konf essions- oder glaubensverschiedenen Ehen 

(1) Gehört ein Ehegatte der Eva.n1geHsch-lutherischen 
Kirche im Hamhurgischen Staate .un1d der 1andere Ehe­
gatte einer Römisch-katholischen Gemeinde an (kon­
fessionsverschiedene Ehe) oder gehört nur ein1 Ehe­
gatte der Evan.geHsch-lutheri·schen Kirche oder einer 
Röm:lsch.:katholischen Gem.ein1de an (gla1ubensverschie­
dene Ehe), so wird -die Kirchensteuer für jeden kir­
chensteuerpfü.chtigen Ehegatten erhohen, 

a) wenn die Ehegatten zur Einkommensteuer zusam­
men veranlagt werden, nach .der Häl!fte ·der Eih­
kommensteuer, 

b) wenn die Ehegatten zur ßinkommensteuer getrennt 
veranla1gt werden, nach der Hälfte der zusammen­
gerechneten Einkommensteuer. beider Ehegatten, 

c) wenn ein Ehegatte lohnste.uerpflichtig ist, n;ach d~r 
Hälfte der Lohnsteuer dieS<es Ehegatten, oder wenn 
beide Ehegatten lohnsteuerp.flichtig sind, nach der 
Hälfte der Lohnsteuer jedes Ehegatten~ 

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn die Ehegatten dauernd 
getrennt leben und -deswegen getrennt zur Einkom:. 
mensteuer veranlagt werden. In diesem Falle wirid von 
jedem kirchensteuerpflichtigen Ehegatten unter , Zu„ 
grundelegun.g seiner Einkommenisteuer (Lohnsteuer) 
die volle Kirchensteuer e~hoben. 

(3) Absatz 1 und 2 .gelte·n entsprechend für d.ie Kir­
chensteuer, ·die nach dem . Maßstab der Vermögen­
steuer erhoben wird. 

§ 4 

Maßgebender Einkommensteuerabschnitt 
der veranlagten Steuerpflichtigen 

(1) Bei Steuerpflichtigen, die zur Einkommensteuer 
zu veranlagen siind, wir·d die Kirchensteuer dur9i. das 
Finanzamt zugleich mlt der Einkommensteuer· fal,lWege 
der Veranlagung erhoben. . „. 

(2) Soweit für · die Einkommensteuer ein· a.naerer 
Veranlagungszeitraum gilt, .ist ·dieser aiuch für die Kir-
chensteuer maßge1ben.d. · · 



§ 5 

Vorauszahlungen . 

(1) Die Steuerpflichtigen haben in der gleichen 
\Veise wie auf die Einkommensteuer Vorauszahlun-. 
g_en auf die Kirchensteuer zu entrichten. 

(Z) Bei. fahöhung oder Herabsetzung -der Einkom­
mensteuer-Vorauszahlungen sind die Kirchensteuer-· 
Vorauszahlungen entsprechend festzusetzen.. 

(3) Steuerpflichtige, die im Laufe .des Ki.rchenisteuer­
jahres kfrchensteuerpflichtig werden, haiben Kirche11-
steüer.:.Vorauszahlungen· nach -den jeweiligen Ei11kom­
n1ensteuer~Vorauszahlungen zu zahlen. 

§ 6 

Kirchensteuerbescheide 
der veranlagten Steuerpflichtigen 

(1) Die nach § 4 zur Kirchensteuer zu veranlagen­
den Steuerpfl.ichtigen erhalten einen Kirchensteuer­
bescheid. A\1f ·c.He veranlagte Kirchensteuerschuld wer..: 
den angerechnet: 
a) die für das Kirchensteuerjahr entrichteten Kirchen­

steuer-Vorauszahlungen (§ 5), 
b), die. dur~h Kirchenste_uera!bmg vom Arbeitslohn 

gemäß § 7 einbehaltenen· Beträge. · 

(2) 1'st die ~er~nlagte. Kfrchensteuersch.uLd größer als 
di~ .zu· Absatz 1 a und b genannten Beträge, so ist der 
Unters.ch~edsb!;!trag hmerhalb eines Monats nach Be­
kanntgabe des Kirchensteuerbescheides zu entrichten 
~A.bschlufüahlung). · 

(3) Ist die veranLagte Kirchensteuerschuld klieiner .als 
die Summe -der. zu .. Absatz 1 ~ un1d b gen1annten Be­
träge;· S,O wird .. der Unter.schiiedsihetr:ag nach Bekanint­
g.a.be . des Steuerhe~cheides ·dµrch Aufrechnun:g oder 
~ückzahlung aus,geglichen. · 

§ 7 

Kirchensteuerabzug für Lohnsteuerpflichtige 

··.·'Bei Stetierpflicht_igen, die dem .Steuerabzug vom Ar­
beitslohn unterlieg·en, w.ind .d~e Kirchensteuer von den 
Lohne"in-künften durch Zuschlag zur einzuihehalten1den 
Lohn:steuer erhoiben.- · ·· 

§ 8 

Abführung der einbehaltenen Kirchensteuerbeträge 

·. (1) Der Arbeitgeber hat -die e.i.nihehaltene Kirchen­
steuer zu den. gleichen verminen wie ·die Lohnsteuer 
an das für ihn zuständige F.inanzamt in bar oder durch 
überweisun:g abzuführen. 

, (2) Der. Arbeitgeber hat •die von ihm einbehaltene 
.Kirchensteuer .im Lohnkonto gesondert fortlaufend 
~ufzuzeichn·en qnd bei der üherweisung ·der Steue·r ge­
sondert aufzuführen. . . . . . 

§ 9 

. Auswärtige .B~triebstätte 

(1) V~~· ~Üen kii;d;1ensteuerpfHcht.igen Arbeitneh­
mern,_;die zwar Angehörige der-Evangelisch-lutherischen 
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Kirche im Hamburgischeri . Staate oder .der Römisch­
kcitholischen Gemeinde in Hamihurg sind, he.i denen 
aber die Lohnsteuer infolge a'tlswärts bdegener lH­
beitsstätte, -auswärtigen Sitzes der Betriehsl•eitimg oder 
aus anderen Gründen an ein nicht zum Bezirk der 
Oberfinanzdirektion Hamburg gehörendes F.inanzamt 
ab.zuführen ist, wird die Kirchensteuer, soweit nicht 
ein Kirchensteuerabzug vom Lohn an der Betrieb­
stätte durchgeführt ist, im \V ege der Veranlagung er­
hoben. §§ 5, 6 'finden entsprechende Anwen:dung. 

(2) Arbeitgeber, die im Bezirk der Oberifinan,zdirek­
tion Hamburg eine Geschäiftsstelle (Filiale oder ein 
Zweiggeschäft) unterhalten, sind verp:flichtet, Namen, 
Anschrift und G.ehurtsdatum der in ·dieser Geschäfts­
stelle beschäftigten, ·der Evangelisch-lutherischen Kir~he 
im Hambur-gischen Staiate oder ·der Römisch-katho­
lischen Gemeinde in Hambur.g -angehörenden Kirchen­
steuerpflichtigen, .deren Lohnsteuer von einer außer­
halb des Bezirks der Oberfinanz·direktion HamJ.mrg 
belegenen Betriebstätte berechnet wird, der Kirchen­
·steuerstelle des Landeskirchenamts binnen einem Mo­
nat nach dem 1. Januar bzw. binnen einem Monat nach 
Beginn des Arbeitsverhältnisses mitzuteHen. 

§ 10 

Haftung des Arbeitgebers 

(1) Soweit die Kirchensteuer durch ·einien Zuschlag 
zur· Lohnsteuer erhoben wird, haftet der Arbeitgeber 
für die von ihm einzubehaltenden Beträge und für 
deren ordnungsmäßige Abführung in ·entsprechender 
Anwendung des § 38 Einkommensteuergesetz. 

· (2) Der Arbeitnehmer wivd nur in den Fällen des 
§ 38 Abs. 3 Einkommensteuergesetz in Anspruch ge­
nommen. 

· . (3) Ob und inwieweit im e.ihze1lnen Falle die Be·­
stimmun.gen über den.SteuerabzugvomArbeitsfohn an­
zuwenid.en sind, entscheidet auf Anrufen eines der Be­
teiligten das Finanzamt der Betriebstätte. Gegen die 
Entscheidung des Finanzamts ist die Beschrweride an 
die Oberfinanzdirektion Hamburg gegeben. 

_§ 11 

Beginn und Ende der Steuerpflicht 

(1) Wir.d die Zugehörigkeit mr Ev.an1gelisch'-luthe­
rischen Kirche im Hainhurgischen Staate oder ·einer 
Römisch-katholisch~n Gemeinde in Hamburg im La.ufe 
des Kirchensteuerjahres be1gründ~t (z. B. durch Eintritt 
oder Zumg), so beginnt dl:e Kirchenisteuer.pflicht il·ach 
Ablauf -"des Kalendermonats, in· dem die .Zugehörig­
keit hegrün.det woiiden ist. Hört di·e Zugehörigkeit 
durch Tod oder Weg:zug .auf, so endet die Kirchen·­
steuerp&licht mit dem Äblauf ·des l(.alendermonats, in 
dem die Zugehöriigkeif weggefallen .ist. · 

(2) Im Falle· des AustrJtts· aus der Kirche endet die 
Kirchensteuerpflicht nach iden jew~ils ·geltenden landes­
rechtlichen · Bestimmungen„ 
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§ l2 

Rechtsmittel 

(1) Geg1en· die Heranziehung zur Kirchensteuer steht 
den veranlagten Einkommensteuerpflichtigen· und den 
Lolmsteuerpflichtigen der Einspruch zu. Dieser ist an 
das zustä111dige Finanzamt zu richten. Für Kirchen­
steuerpf1ichtige im Gebiet ·der Kirche111gemeinden in 
Cuxhaven lmd Geesthacht ist -der Einspruch beim 
Landes_kirchen:amt Hamburig einzulegen .. 

(2) .·Die Rechtsmittelfrist beträgt ·einen Mon1at. ·Die 
Frist beginnt bei veranlagten Kirchensteuerpflichtigen 
mit dem Tage, an dein ·der Kirchensteuerbeschei•d zu­
gestellt wird, bei Lohnsteuerpfüchtige.n mit ·dem letz­
tenTag ·des Kalendermonrats, für den die Kirchensteue.r. 
eiri·behalten worden ist. 

(3) Der Einspruch kann nicht dar.auf gestützt wer­
den,· daß Einwendungen gegen 1die der Kirchensteuer 

zugrunde Hegende Bemessungs1grundlage erhoben wer­
den. \Vird der für die Kirchensteuer maßgeben1de 
Einkommensteuer- bzw. VeTmögensteuerbetrag nach­
träglich (z. B. im Rechtsmittelvevfa.hren. oder in.folge 
Nach- oider N euveran1agung) geändert, ·so än,dert sich 
ohne weiteres die nach dem ahgeänderten ~teuerbetrag 
auf.gegebene Kirchensteuerschuld entsprechend. Einer 
besonderen Anfechtung der Kirchensteuer bedarf es 
in dies·em Falle niicht. 

§13-

Soweit in dieser Kirchensteueroridnun:g nichts anide­
res gesagt ist, fü1den die für ·die Einkommensteuer je­
weHig geltenden Vorschri.ften sowi1e die Bestimmungen 
der Abgabenor,dnung und des Steueranpassung.sge·set­
zes entsprechende An1wendung. 

(450) 

1 I. Von der Synode 

Beschlüsse aus der Sitzung der Synode 

vom 15. November 1962 

Die Synode hat i.n ihrer 16. Sitzung vom 15. No­
ve~ber 1962 außer ~er an1genommenen Entschließung 
zu den diakon.isch-missionrar.ischen Geg1enwartsau.fga­
ben die nachstehenden Beschlüsse gefaßt: 

1. Entsch~ießung der Synode 

zu den diakonisch-missionarischen Ge:genwartsauf­
ga:b.en 

Die neue Soziial- und Gesellschaiftsstruktur unserer 
Tage hat alle Lebenisbereiche ve,rändert. Das trifft vor 
aHem ·die Familie. Mütter müssen vielfach herufstätiig 
sein und können ihre Kinder nicht recht ·versorgen. 
Kr.anke und geibrechliche Menschen erfahren nicht ge­
nügen1d Pflege. J un.ge. Mädchen treten in die Ehe ohne 
die Kenntnisse, ·die sie zur EDfüllun.g ihrer hausfrau­
lichen und mütterlichen Aufgaben 1brauchen, und .die 
Vereinsamung der Alten ist beängsti.gen1d. . 

Diese Entwicklung macht der Kirche ernste Sorge. 
Sie erkennt, -daß ihr daraus große Auf:gaben zu­
wachsen. 

Darum dringen Syno.de, Bi1schof un1d Kirchenrat 
darauf, daß .in 1den Gemein,den Kindertagesstätten er­
richtet wer.den. Kindergärten und Kindertagesheime 
sollen helfen, ·daß di'e Zahl der Schlüsselkinder nicht 
noch .größer wfr.d und daß di·e Mütter, die zu einer 
J3eni.f.stätigke.it gezwungen sind, ihre Kinder in guter 
Obhut wissen. 

Die Arbeit ,der Mütte1rschuh111g und Elternbi1dung, 
vom Evangelischen Frauenwerk •begonnen, muß nun 
auch von der Gemeinde aufgenommen werden. Dieser 
Dienst rüstet Mütter und junge Frauen für ihre Auf­
gaben in der Familie zu. Ebenso sollen die GemeindeJ,1 
Fleiß dariauf verwenden, Hauspflegerin.nen und Fa-

milienhelferinnen zu gewinnen, die an die Seite der 
Gemeindeschwestern treten können. 

In .glei~her Weise ist es heute zur Aufgabe der Ge­
meinde geworden, den Alten eine Heimat zu schaffen. 
Wo der Bau e.ines Altersheimes 1die Kraft einier Ge­

. me.inde übersteigt, sollen sich mehrere Gemeinden zu­
. sammentun. Aber auch Tagesstätt,ep. siP,1~~;.r.>,J~t,,~,4mx:f:\.~t;\ 
gewordenen Gliedern unserer Genieiniden ein Zusam-
mensein in der Gemeinschaft zu_ ermöglich~ri. . 

Die Synode bittet und ermahnt alle Gemeinden,ernst­
lich, sich dieser Auf.gaben anzunehmen. Sie fordert alle 
Kirchenvorstände auf, bei den Planungen und vor 
allem beim Bau von Geme.i~,dehä.usern Raum für Kin~ 
dertagesstätte.n, für Mütterschulung un1d Elternbildung, 
für Gemeindepflegestationen un:d Altentag,esstätten 
vorzusehen. 

Die Synode bittet und ermahnt aber ebenso die 
Glfoder der Gemeinde, insbe"Sonider·e .die Jugend, für 
den. Dienst in den ·diakonischen Werken der Kirche 
bereit zu sein, s.ei es, daß sd•e dari:n. ihren. Lebenisberuf 
suchen oder im diakonischen J.ahr ein.e Zeitlang ihre 

_Kräfte dafür zur Verfügung stellen oder als ehren­
amtliche Helfer mitarbeiten. 

2. Das Gesetz zur Änderung der Kirchensteuerord­
n.ung d·er Ev.angeHsch-lutherischen Kirche .im Ham­
burgischen Staate wurde angenommen (Siehe 

. unter I.). 

3. Da·s Gesetz zur Änderung des Kirchlichen Besol­
dungsgesetzes v9m 10. März 1928 in der Fassung 
vom· 21. November 1957 wurde einem 5köpfige.n 
Synodalausschuß zur übier.arbeitung überwiesen. 

Der Nominierungs.aus-schuß wuride .gebeten, . zur 
nächsten Sitzung -der .Synode, am 29. November 
1962, einen entsprechenden Vorschlag. f.ür die ß.e­
setz.ung dies·es .Ausschusses zu machen. 



4. Die Beratung .der .Än1derungsvorschläge zum Mitar­
beitervertretungsigesetz .des in der 15. Sitzung der 
Synode vom 31. Ma.i ·bis 3. Juni 1962 eingesetzten 
Ausschusses wul'lde vertagt. 

5~ Die Dringlichkeit ·eines ·a.u:f Grund § 7 Ahsatz 2 

Seite 55 

legenden Entwurfes eines Pra1storinnen:gesetzes 
wurde von -der Synode nicht .anerkannt. 

H a m b ur g , 1den 3. Dezember 1962 

.der. Geschäftsordnung 1der Synode ein1gehriachten 
An·trages auf Vorlage eines vom Kirchenrat vorzu- (152) 

Der Kirchenrat 

D Witte 

III. Verwaltungsanordnungen 

IV.· Aus der kirchlichen Arbeit 

V. Personalien 

1. Ausschreibungen 

In der Evangelisch-lutherischen Kirchengemeinde der 
Martinskirche zu Cuxhaven-Ritzeibüttel (2 Pfarrstellen) 
ist sofort ·die Stelle der Gemeindehelferin zu besetzen, 
da die b.isheriige Stellen.inha:berin durch Heirat .aus­
scheidet. Der Aufgabenbereich ·ersitreckt sich nicht nur 
auf weibliche Jugendarbeit, sondern .umfaßt auch an­
dere Zwei1ge .der Gemeindearbeit. Dienst und Vergü­
tung re.geln, sich nach dem Geme.indehelferinnengesetz 
der Hambur.gischen Landeskirche. 

Anfra.gen und Bewerbungen .sind .zu richten an den 
Vorsitzer des Kirchenvorstandes de:r Evan.geHs-ch-luthe­
r.i1schen Martinskirche, Pastor H.irschfelider, Cuxhaven-

Ritzebüttel, Kirchenib.üro, Gemeindehaus am Markt, 
Ein1ga:ng Kindergarten. 

(235) 

2. Wahlen, Berufungen und Einführungen 

3. Beauftragungen, Ernennungen und Versetzungen 

4. Zuweisung von Lehrvikaren 

5. Dienstbeendigungen, Beurlaubungen 

6. Todesfälle 

VI. Mitteilungen 

VII. Berichtigungen 
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